
 

 

 

 

27. ordentliche Hauptversammlung  

der 

IMMOFINANZ AG 

am 01. Oktober 2020 

 

 

Beschlussvorschläge  

von Vorstand und Aufsichtsrat und 

 Beschluss- und Wahlvorschläge  

des Aufsichtsrats 

zur Tagesordnung 

 

 

Zu Punkt 1. der Tagesordnung: 

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses samt Lagebericht, des konsolidierten 

Corporate Governance-Berichts, des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht, des 

Vorschlags für die Gewinnverwendung und des vom Aufsichtsrat erstatteten Berichts, 

jeweils für das Geschäftsjahr 2019. 

Zu diesem Punkt der Tagesordnung ist keine Beschlussfassung vorgesehen. 

 

Zu Punkt 2. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Verwendung des im Jahresabschluss 2019 ausgewiesenen 

Bilanzgewinns. 

Vorstand und Aufsichtsrat der IMMOFINANZ AG schlagen die folgende Beschlussfassung vor: 

Der im Jahresabschluss der IMMOFINANZ AG zum 31. Dezember 2019 ausgewiesene 

Bilanzgewinn in Höhe von EUR 593.612.447,99 wird zur Gänze auf neue Rechnung vorgetragen. 

 

Zu Punkt 3. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 

2019. 

Vorstand und Aufsichtsrat der IMMOFINANZ AG schlagen zur Beschlussfassung vor, den 

Mitgliedern des Vorstandes die Entlastung für das Geschäftsjahr 2019 zu erteilen. 

 

Zu Punkt 4. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2019. 

Vorstand und Aufsichtsrat der IMMOFINANZ AG schlagen zur Beschlussfassung vor, den 

Mitgliedern des Aufsichtsrates die Entlastung für das Geschäftsjahr 2019 zu erteilen. 

 



 

 

Zu Punkt 5. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Festsetzung der Vergütung an die Mitglieder des Aufsichtsrats 

für das Geschäftsjahr 2019. 

Vorstand und Aufsichtsrat der IMMOFINANZ AG schlagen zur Beschlussfassung vor, die 

Gesamtvergütung für die Mitglieder des Aufsichtsrates (Kapitalvertreter) für das Geschäftsjahr 

2019 mit insgesamt EUR 270.064,00 festzusetzen, wobei die Verteilung dieser Vergütung dem 

Aufsichtsrat vorbehalten werden soll. 

 

Zu Punkt 6. der Tagesordnung: 

Wahl des Abschlussprüfers für den Jahres- und Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 

2020. 

Der Aufsichtsrat der IMMOFINANZ AG schlägt auf Empfehlung des Prüfungsausschusses vor, 

Deloitte Audit Wirtschaftsprüfungs GmbH zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 

das Geschäftsjahr 2020 zu wählen. 

 

Begründung: 

Nach Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens hat der Prüfungs- und Bewertungsausschuss 

des Aufsichtsrats gemäß Artikel 16 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 

(EU-Abschlussprüferverordnung) zwei Wirtschaftsprüfungsgesesellschaften empfohlen und eine 

begründete Präferenz für die Deloitte Audit Wirtschaftsprüfungs GmbH, Wien. mitgeteilt. Der 

Prüfungsausschuss hat in seiner Empfehlung erklärt, dass diese frei von ungebührlicher 

Einflussnahme durch Dritte ist und dem Prüfungs- und Bewertungsausschuss keine 

Einschränkungen des Auswahlprozesses im Sinne des Artikel 16 Abs. 6 EU-

Abschlussprüferverordnung, etwa auf bestimmte Kategorien oder Listen von Abschlussprüfern 

oder Prüfungsgesellschaften, auferlegt wurden. 

 

Zu Punkt 7. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Vergütungspolitiken. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Vergütungspolitik mit den Grundsätzen für die Vergütung der 

Mitglieder des Vorstands, wie diese zur Vorbereitung der Hauptversammlung auf der Internetseite 

der Gesellschaft (www.immofinanz.com) zugänglich gemacht ist, zu beschließen.  

Weiters schlägt der Aufsichtsrat vor, die Vergütungspolitik mit den Grundsätzen für die Vergütung 

der Mitglieder des Aufsichtsrats, wie diese zur Vorbereitung der Hauptversammlung auf der 

Internetseite der Gesellschaft (www.immofinanz.com) zugänglich gemacht ist, zu beschließen. 

 

Zu Punkt 8. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über Ermächtigungen des Vorstands im Zusammenhang mit dem Erwerb 

und der Veräußerung eigener Aktien. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen die folgende Beschlussfassung vor: 

1. Die in der 26. ordentlichen Hauptversammlung vom 22. Mai 2019 erteilte Ermächtigung des 

Vorstands zum Erwerb eigener Aktien wird aufgehoben und der Vorstand wird gleichzeitig 

gemäß § 65 Abs 1 Z 8 AktG sowie Abs 1a und Abs 1b AktG für die Dauer von 30 Monaten 
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ab dem Datum der Beschlussfassung ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene 

Aktien der Gesellschaft im Ausmaß von bis zu 10% des Grundkapitals der Gesellschaft so-

wohl über die Börse als auch außerbörslich auch unter Ausschluss des quotenmäßigen An-

dienungsrechts der Aktionäre zu erwerben. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise oder 

auch in mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die 

Gesellschaft, mit ihr verbundene Unternehmen oder für deren Rechnung durch Dritte ausge-

übt werden. Der Gegenwert je Stückaktie darf die Untergrenze in Höhe von EUR 1,00 nicht 

unterschreiten. Der höchste beim Rückerwerb zu leistende Gegenwert je Stückaktie darf 

nicht mehr als 15% über dem durchschnittlichen nach den jeweiligen Handelsvolumina ge-

wichteten Tages-Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft der vorangegangenen 10 Handels-

tage an der Wiener Börse liegen. Erfolgt im Rahmen von Finanzierungsgeschäften (etwa 

Pensions- oder Swapgeschäften) oder Wertpapierleihe- oder Wertpapierdarlehensgeschäf-

ten eine Veräußerung und ein Rückerwerb von eigenen Aktien durch die Gesellschaft, gilt 

der Veräußerungspreis zuzüglich einer angemessen Verzinsung als höchster Gegenwert für 

den Rückerwerb. 

2. Die in der 26. ordentlichen Hauptversammlung vom 22. Mai 2019 erteilte Ermächtigung des 

Vorstands zur Veräußerung eigener Aktien im nicht ausgenützten Umfang wird aufgehoben 

und der Vorstand wird gleichzeitig für die Dauer von 5 Jahren ab Beschlussfassung gemäß 

§ 65 Abs 1b AktG ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates eigene Aktien der Gesell-

schaft auch auf andere Art als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot zu veräu-

ßern oder zu verwenden und hierbei auch das quotenmäßige Kaufrecht der Aktionäre aus-

zuschließen (Ausschluss des Bezugsrechts). Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise 

oder auch in mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke ausge-

übt werden.  

3. Die in der 26. ordentlichen Hauptversammlung vom 22. Mai 2019 erteilte Ermächtigung des 

Vorstands zur Einziehung eigener Aktien wird aufgehoben und der Vorstand wird gleichzeitig 

ermächtigt, ohne weitere Befassung der Hauptversammlung, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats eigene Aktien einzuziehen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, Änderungen der Satzung, 

die sich durch die Einziehung von Aktien ergeben, zu beschließen. 

Zur weiteren Begründung und Erläuterung des Beschlussvorschlags zu Punkt 8. der Tagesordnung 

wird auch auf den auf der Internetseite der Gesellschaft (www.immofinanz.com) veröffentlichten 

Bericht des Vorstands im Zusammenhang mit der Ermächtigung des Vorstands zum Ausschluss 

des quotenmäßigen Andienungsrechts der Aktionäre beim außerbörslichen Erwerb eigener Aktien 

sowie zum Ausschluss des quotenmäßigen Kaufrechts der Aktionäre (Ausschluss des 

Bezugsrechts) bei Veräußerung eigener Aktien auf andere Art als über die Börse oder durch ein 

öffentliches Angebot (§§ 65 Abs 1b iVm 153 Abs 4 AktG) verwiesen.  

 

Zu Punkt 9. der Tagesordnung:  

Beschlussfassung über die Ermächtigung des Vorstands zur Kapitalerhöhung gemäß § 169 

AktG (genehmigtes Kapital) gegen Bar- und/oder Sacheinlage samt Ermächtigung des 

Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts, verbunden mit dem Widerruf der 

bestehenden Ermächtigung zur Kapitalerhöhung (genehmigtes Kapital) im nicht 

ausgenutzten Umfang und jeweils die entsprechenden Änderungen der Satzung in § 4 

(Grundkapital und Aktien) 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen die folgende Beschlussfassung vor:  

 

1. Die in der ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Mai 2018 beschlossene Ermächtigung 

des Vorstands gemäß § 169 AktG, das Grundkapital bis zum 19. Juni 2023 um bis zu 

EUR 50.000.000,00 zu erhöhen, wird im bisher nicht ausgenutzten Umfang widerrufen und 

durch folgende Ermächtigung ersetzt: 

 

Der Vorstand wird für die Dauer von fünf Jahren nach Eintragung der entsprechenden 

Satzungsänderung im Firmenbuch gemäß § 169 AktG ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats, das Grundkapital um bis zu EUR 61.646.897,00 durch Ausgabe von bis zu 

61.646.897 Stück neuen auf Inhaber lautende Stammaktien der Gesellschaft gegen 

Bar- und/oder Sacheinlagen auch in mehreren Tranchen zu erhöhen und den 

Ausgabebetrag, der nicht unter dem anteiligen Betrag des Grundkapitals liegen darf, die 

Ausgabebedingungen und die weiteren Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung 

im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzusetzen sowie allenfalls die neuen Aktien im 

Wege des mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 153 Abs 6 AktG den Aktionären zum Bezug 

anzubieten. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Auf die Summe der nach 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen ausgegebenen Aktien darf rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von 

insgesamt nicht mehr als EUR 12.329.379,00, das entspricht 10% (zehn Prozent) des 

Grundkapitals der Gesellschaft, entfallen. Auf diese Grenze ist die Zahl jener Aktien 

anzurechnen, auf die mit einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts begebenen Wandelschuldverschreibung Umtausch- und/oder 

Bezugsrechte eingeräumt werden. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, 

die sich durch die Ausgabe von Aktien aus dem genehmigten Kapital ergeben, zu 

beschließen.  

 

2. Die Satzung wird im § 4 (Grundkapital und Aktien) Abs (4) in der Weise geändert, dass dieser 

den Wortlaut entsprechend dem Satzungstext erhält, der den Aktionären gemäß § 108 Abs 

4 AktG zur Vorbereitung der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft 

(www.immofinanz.com) zugänglich gemacht wurde.  

 

Zur weiteren Begründung und Erläuterung des Beschlussvorschlags zu Punkt 9. der Tagesordnung 

wird auch auf den auf der Internetseite der Gesellschaft (www.immofinanz.com) veröffentlichten 

Bericht des Vorstands gemäß §§ 170 Abs 2 iVm 153 Abs 4 AktG zur Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts in Zusammenhang mit der Ermächtigung des Vorstands zur Kapitalerhöhung 

gemäß § 169 AktG gegen Bar- und/oder Sacheinlagen verwiesen. 

 

Zu Punkt 10. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen und zu bedingtem Kapital. 

 

Ermächtigung des Vorstandes zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen und Aus-

schluss des Bezugsrechts, verbunden mit dem Widerruf der bestehenden Ermächtigung 

des Vorstandes zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen im nicht ausgenutzten 

Umfang sowie bedingte Kapitalerhöhung (§ 159 Abs 2 Z 1 AktG) und die entsprechenden 

Änderungen der Satzung in § 4 (Grundkapital und Aktien). 
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1. Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen (Emissionsermächtigung) 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen für die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldver-

schreibungen (Emissionsermächtigung) sowie den Widerruf der bestehenden Ermächtigung des 

Vorstandes zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen im nicht ausgenutzten Umfang die 

folgenden Beschlussfassungen vor:  

 

1.1. Die in der ordentlichen Hauptversammlung vom 11. Mai 2018 erteilte Ermächtigung des Vor-

stands zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen wird im nicht ausgenützten Umfang 

aufgehoben und der Vorstand wird gleichzeitig ermächtigt, binnen fünf Jahren ab dem Datum 

der Beschlussfassung mit Zustimmung des Aufsichtsrates Wandelschuldverschreibungen bis 

zu einem Gesamtnennbetrag von insgesamt EUR 560.000.000,00 mit denen Umtausch- 

und/oder Bezugsrechte auf bis zu 12.329.379 Stück auf Inhaber lautende Aktien der Gesell-

schaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 12.329.379,00 verbunden 

sind, auch in mehreren Tranchen auszugeben und alle weiteren Bedingungen, die Ausgabe 

und das Umtauschverfahren der Wandelschuldverschreibungen festzusetzen. Die Wandel-

schuldverschreibungen können gegen Barleistung und auch gegen Sacheinlagen ausgegeben 

werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Die Ermächtigung zur Emission 

von Wandelschuldverschreibungen kann auch wiederholt ausgenützt werden. Dabei darf die 

Summe aus (i) den an Inhaber von Wandelschuldverschreibungen gemäß dieser Ermächti-

gung bereits gelieferten Aktien und (ii) den Aktien, für die Umtausch- und/oder Bezugsrechte 

aus bereits emittierten und im Rahmen der Wiederausnützung zu emittierenden Wandel-

schuldverschreibungen ausgeübt werden können, die in diesem Beschluss festgesetzte 

Höchstzahl nicht übersteigen. Gleiches gilt sinngemäß für den in dieser Ermächtigung festge-

legten Gesamtnennbetrag der Wandelschuldverschreibungen. Die Umtausch- und/oder Be-

zugsrechte können durch bedingtes Kapital, durch genehmigtes Kapital, aus eigenen Aktien 

oder im Wege einer Lieferung durch Dritte, oder einer Kombination daraus, bedient werden. 

 

1.2. Die Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen darf nach dieser Ermächtigung nur erfolgen, 

wenn auf die Summe der neuen Aktien, auf die Umtausch- und/oder Bezugsrechte mit solchen 

Wandelschuldverschreibungen eingeräumt werden, rechnerisch ein Anteil am Grundkapital 

der Gesellschaft von insgesamt nicht mehr als EUR 12.329.379,00, das entspricht 10% (zehn 

Prozent) des Grundkapitals der Gesellschaft, entfällt. Auf diese Grenze sind auch neue Aktien 

anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre aus genehmigtem Kapital ausgegeben werden; weiters auch die Summe 

jener neuen Aktien auf die Umtausch- und/oder Bezugsrechte mit Wandelschuldverschreibun-

gen eingeräumt werden, die unter Ausnutzung einer anderen Ermächtigung während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 

 

1.3. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, nach Maßgabe der aktien-

rechtlichen Bestimmungen die Ausgabe- und Ausstattungsmerkmale sowie die Bedingungen 

der Wandelschuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stü-

ckelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, Wandlungszeitraum und/oder -zeitpunkt, 

Wandlungsrechte und/oder -pflichten, Wandlungsverhältnis sowie Wandlungspreis und Um-

tausch- und/oder Bezugsbedingungen zu bestimmen. Insbesondere können folgende Bedin-

gungen (oder eine Kombination daraus) vorgesehen werden: 

 

(i) eine in bar zu leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung oder eine Barabfindung 

für nicht wandlungsfähige Spitzen; 

 



 

 

(ii) ein fixes oder ein variables Wandlungsverhältnis oder eine Bestimmung des Wand-

lungspreises innerhalb einer vorgegebenen Bandbreite in Abhängigkeit von der Ent-

wicklung des Kurses der Aktien der Gesellschaft während der Laufzeit der Wandel-

schuldverschreibung; 

 

(iii) das Recht der Gesellschaft, im Falle der Wandlung (Ausübung des Umtausch- und/o-

der Bezugsrechts) nicht Aktien zu gewähren, sondern eine angemessene, am Kurs 

der Aktien der Gesellschaft orientierte Barabfindung zu bezahlen; 

 

(iv) das Recht der Gesellschaft, die Wandelschuldverschreibungen vorzeitig zu kündigen 

und den Wandelschuldverschreibungsgläubigern den Ausgabepreis der Wandel-

schuldverschreibungen und auch eine Abgeltung für die vorzeitige Beendigung zu 

leisten; 

 

(v) das Recht der Wandelschuldverschreibungsgläubiger, die Wandelschuldverschrei-

bungen vorzeitig zu kündigen und den Ausgabepreis der Wandelschuldverschreibun-

gen und allenfalls auch eine Abgeltung bei vorzeitiger Kündigung zu erhalten; oder 

 

(vi) eine Wandlungspflicht (Umtausch- und/oder Bezugspflicht) zum Ende der Laufzeit (o-

der zu einem anderen Zeitpunkt) oder das Recht der Gesellschaft, den Wandelschuld-

verschreibungsgläubigern ganz oder teilweise Aktien der Gesellschaft zu gewähren. 

 

1.4. Die Wandelschuldverschreibungen können auch durch eine zu 100% direkt oder indirekt im 

Eigentum der IMMOFINANZ AG stehende Gesellschaft ausgegeben werden; für diesen Fall 

wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, für die Gesellschaft eine Ga-

rantie für die Wandelschuldverschreibungen zu übernehmen und im Falle der Wandlung Aktien 

der Gesellschaft zu gewähren. 

 

1.5. Der Preis der Wandelschuldverschreibungen ist unter Berücksichtigung marktüblicher Berech-

nungsmethoden in einem marktüblichen Preisfindungsverfahren zu ermitteln. Der Preis (Aus-

gabebetrag) einer Wandelschuldverschreibung ist dabei insbesondere aus dem Preis (Ausga-

bebetrag) einer festverzinslichen Schuldverschreibung sowie dem Preis für das Wandlungs-

recht unter Berücksichtigung der sonstigen Ausstattungsmerkmale zu bestimmen. Der Ausga-

bekurs einer Schuldverschreibung wird auf Grundlage marktüblicher Berechnungsmethoden 

nach Maßgabe der Fälligkeit der Schuldverschreibung, der Verzinsung der Schuldverschrei-

bung, des aktuellen Marktzinssatzes sowie unter Berücksichtigung der Kreditqualität der Ge-

sellschaft ermittelt. Die Berechnung des Werts des Wandlungs- und/oder Bezugsrechts erfolgt 

mit den Methoden der Optionspreisberechnung, insbesondere unter Berücksichtigung der Fäl-

ligkeit/Ausübungszeit, der Kursentwicklung der Aktie (Volatilität) oder sonstiger Finanzkenn-

zahlen und des Verhältnisses des Wandlungs- und/oder Bezugspreises zum Kurs der Aktien 

der Gesellschaft. Weitere Ausstattungsmerkmale, etwa vorzeitige Kündigungsrechte, eine 

Wandlungspflicht, ein fixes oder variables Wandlungsverhältnis sind zu berücksichtigen. 

 

1.6. Der Ausgabebetrag der bei Wandlung (Ausübung des Umtausch- und/oder Bezugsrechts) aus-

zugebenden Aktien und das Bezugs- und/oder Umtauschverhältnis sind unter Berücksichti-

gung marktüblicher Berechnungsmethoden sowie des Kurses der Aktien der Gesellschaft zu 

ermitteln (Grundlagen der Berechnung des Ausgabebetrags); der Ausgabebetrag darf nicht 

unter dem anteiligen Betrag des Grundkapitals liegen. 

 



 

 

2. Bedingte Kapitalerhöhung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen zur Beschlussfassung zur bedingten Kapitalerhöhung wie folgt 

vor:  

 

2.1. Das Grundkapital wird gemäß § 159 Abs 2 Z 1 AktG um bis zu EUR 12.329.379,00 durch 

Ausgabe von bis zu 12.329.379 Stück neuen auf Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht. 

Der Zweck der bedingten Kapitalerhöhung ist die Ausgabe von Aktien an Inhaber von auf der 

Grundlage des Hauptversammlungsbeschlusses vom 01. Oktober 2020 ausgegebenen 

Wandelschuldverschreibungen. Der Ausgabebetrag und das Umtausch- und/oder 

Bezugsverhältnis sind unter Berücksichtigung marktüblicher Berechnungsmethoden sowie 

des Kurses der Aktien der Gesellschaft zu ermitteln (Grundlagen der Berechnung des 

Ausgabebetrags); der Ausgabebetrag darf nicht unter dem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals liegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung (insbesondere 

Ausgabebetrag, Inhalt der Aktienrechte, Zeitpunkt der Dividendenberechtigung) festzulegen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch die Ausgabe von 

Aktien aus dem bedingten Kapital ergeben, zu beschließen. 

 

2.2. Die Satzung wird im § 4 (Grundkapital und Aktien) Abs (6) in der Weise geändert, dass dieser 

den Wortlaut entsprechend dem Satzungstext erhält, der den Aktionären gemäß § 108 Abs 4 

AktG zur Vorbereitung der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft 

(www.immofinanz.com) zugänglich gemacht wurde.  

 

Zur weiteren Begründung und Erläuterung des Beschlussvorschlags zu Punkt 10. der 

Tagesordnung wird auch auf den auf der Internetseite der Gesellschaft (www.immofinanz.com) 

veröffentlichten Bericht des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts im Zusammenhang mit 

der Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen (§§ 174 Abs 4 

iVm 153 Abs 4 AktG) verwiesen.  

 

Zu Punkt 11. der Tagesordnung: 

Änderungen der Satzung der Gesellschaft in § 17 zu Ermächtigungen für die Übertragung 

der Hauptversammlung, Fernteilteilnahme sowie Fernabstimmung und ergänzenden 

Bestimmungen. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat der IMMOFINANZ AG schlagen zur Beschlussfassung vor, die Satzung 

der Gesellschaft in § 17 Abs (4) wie folgt zu ändern und § 17 Abs (5) bis Abs (7) wie folgt zu 

ergänzen: 

 

„§ 17 

 

(4) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt vorzusehen, dass die 

Hauptversammlung für die nicht anwesenden Aktionäre ganz oder teilweise akustisch 

und allenfalls auch optisch in Echtzeit gemäß § 102 Abs 4 Satz 1 AktG übertragen 

wird. Auch die öffentliche Übertragung der Hauptversammlung gemäß § 102 Abs 4 

Satz 2 AktG kann vorgesehen werden. Die Gesellschaft ist berechtigt, Ton- und 

Videoaufzeichnungen von Hauptversammlungen anzufertigen.  
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(5)  Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ferner ermächtigt vorzusehen, dass 

die Aktionäre gemäß § 102 Abs 3 Z 2 AktG an der Hauptversammlung während ihrer 

gesamten Dauer von jedem Ort aus mittels einer akustischen und allenfalls auch 

optischen Zweiweg-Verbindung in Echtzeit teilnehmen können, die es den Aktionären 

ermöglicht, dem Verlauf der Verhandlungen zu folgen, und sich, sofern ihnen der 

Vorsitzende das Wort erteilt, selbst an die Hauptversammlung zu wenden 

(Fernteilnahme). Der Vorstand kann in der Einberufung eine gesonderte Anmeldung 

jener Aktionäre verlangen, die beabsichtigen, von der Möglichkeit der Fernteilnahme 

Gebrauch zu machen. 

 

(6) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt vorzusehen, dass 

Aktionäre gemäß § 126 AktG ihre Stimmen durch Übermittlung der Stimmen auf 

elektronischem Weg von jedem beliebigen Ort aus an die Gesellschaft abgeben 

können (Fernabstimmung). Der Vorstand kann in der Einberufung eine gesonderte 

Anmeldung jener Aktionäre verlangen, die beabsichtigen, von der Möglichkeit der 

Fernabstimmung Gebrauch zu machen. Das von der Gesellschaft angebotene 

Verfahren, kann vorsehen, dass Aktionäre ihre Stimmen (i) vor der Hauptversammlung 

bis zu einem festgesetzten Zeitpunkt abgeben können, (ii) vor und während der 

Hauptversammlung bis zu jenem Zeitpunkt abgeben können, an dem die persönlich 

anwesenden Teilnehmer abstimmen, oder (iii) die Stimmen nur während der 

Hauptversammlung bis zu jenem Zeitpunkt abgeben können, an dem auch die 

persönlich anwesenden Teilnehmer abstimmen. Der Vorstand hat auch zu regeln, auf 

welche Weise Aktionäre Widerspruch erheben können sowie Beschlussanträge und 

vor der Hauptversammlung erstattete Beschlussvorschläge von Aktionären als 

Beschlussanträge wiederholt werden können. 

 

(7) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats können zur Hauptversammlung 

über eine optische und akustische Zweiweg-Verbindung zugeschaltet werden.“ 

 

 

Wien, September 2020 


